
ENTSCHEIDUNGEN

Straße

Gerichtsstandsklausel zugunsten des

iäitittil'trersitzes kann gegen Art' 31

Abs. 1 CMR verstoßen

55 40 Abs. 2,689, BO2ZPO' Art' 31 CMR

Die Wirksamkeit einer Klausel' mit der ein ausschließ-

il.i"i i"ti.rttsstand am ort des Sitzes eines Transpor-

i""., "tilt Streitigkeiten aus dem Vertrag( begründet

*na, tunn.rm "in"n 
gegen 5oO^1112 Satzl Nr'2

ädai*.gegen SS oas-Abs' 2' aoz 7Po' zum anderen

;;; "".i1- 
Abs. 1 cMR verstoßen' insoweit die Klau-

i"-f-*.tt Geltung für die internationale Zuständigkeit be-

ansPrucht-

oLG Hamm, urt. v' 16'12 '2024 - 1A U 179123

ECLI:DE:OL GILAM:2024:7216j8U 17 9'23'00

öi.t.['*a, ";"-""i, 
U"' v' 29 J12023 - 20 o 20122)

A.

Die Klägerin verfolgt als alleiniger.tansporwersicherer der

I GmbH & Co. KG i" S'Ltpiüthe t"s abgetretenem und

'"J;;.;;;'tr; Recht ihier versicherungsnehmerin im

2*"."-".tirt"rig mit einem nach England zu transportieren-

den Paket.

Die Versicherungsnehmerin der Klägerin sowie die Bekiagte

schlossenin20-Teinen>Vertragn(imFolg.nden:Rahmen.

"."*gl, 
in dem es eingangs heißt:

Die P. GmbH als Tochtergesellschaft der U' AG handeit bei

i."ttÄ oU", l"Ltn'""'"porte im Inland als Hauptfracht-

führer im eigenen Namen'

Bei internationalen PakettransPorten handelt sie im Namen

und für Rechnung der U' AG'

zum Preis von 26'677,00 € an die C' Ltd' in Großbritan-

;;.;. ä.;. ä.* u"tit""tbestand beauftra.gte die Versiche-

,"";rä;.1"-ait stU"gte zu l) unter Ülermittlung der

ilil;;tr""" ""t"u 
pt'brÜ zu fixen Kosten mit der Be-

;ä;;il"; Send''r'g; ein diesbezüglicher Tatbestandsbe-

;i;"gt"?*"trag der ütkl"g"n itt 'uiütkge*iesen 
worden'

lm Rahmen der Beauftraguig ut'*"ndte.die Versicherungs-

".fr"*ri" "t" 
D"t.,,bl"tt"1A-äl' K4)' in dem sie u'a' in den

'U.r..^n"ilt*"n 
eine oMengen von 640 1'|el-l1c;1nent 

shaver

...<< zrreinem Gesam*"'"t"*tt' von 16'576'00 € und ein

;ä.;;;;t,"gewichtn von 23'040 kg Tg"b'^ 
Sie druck-

;."*ft;;;; d?r ihr zur Verfügung gestellten Software u'a'

.t"-,ö*r,"*s Declaration CNza"' bei der es s-ich unstreitig

;;;;;;-blatt der e'itfpo"" CN 23 oZollinhaltserklä-

l|lno(gem.denErgänzendenBestimmungendes.üfleltpost.
;.';?;ät6'ie-itr II Nr' 12' s'4178 ff').handelt' mit

ää'^t':Nör"d;Kl,-ei' r-zo und Il-278 dA') aus und

übereab d,as Paket, ut"thtn mit einem ebenfalls von ihr

il;:ä#;.;i"ia ta'i K6)' am 18'03'202r zur Berör-

::"::;;; E"*r""a' oi' st'"itt"ir'rin der Beklagten und

::'"i""t ;.il'.I" il 1i'-' rolgtt'a'n streithelferin) stellte

'ff'il"."il;"äJ";;;' Die E'äprängeril':9" eine Fehl-

;;;;;;;3eo s'h'rüopfen R- to'or'2021 meldete die

V.;;i?i.r""gsnehmerin bti de' K-lägerin einen Schaden we-

;;;;#" von 390 'l' Kombipack N01" im Gesamwert

von 10.101,00 € an; die Klagerin regulierte abzüglich eines

Selbstbehalts von 250,00 €' Üt'tt' aä O+'lo'2021 forderte

ät. ätt.ti" aä ntkl"gtt zum Ersatz des Schadens auf' Die

,Service Niederlassung' Schadenmanagementu,der Streithel-

ferin zahlte einen Betäg von 250,00 € an die Klägerin, wei-

tere Zahlungen lehnte sie ab'

Die Klägerin hat behauptet' ihre Versicherungsnehmerin

habe der Beklagten die streitgegenständliche Sendung am

iälöa)oz t ".rßta"ai 
g ""a'-'"n""'r"h'1 ^tilergeben' 

Bei Ab-

lieferung "^ 
dit E-pätgerin hätten 390 l' Kombipacks im

\7ert von 10'101,00 ä itftntt' das Paket sei während des

TlansPorts geöffnet worden'

Die Klägerin hat die Auffassung^vertreten' die Beklagte sei

Jrrr,roä?.ft,,t; das Landgericht"Dortmund sei für die Ent-

ä:;i;;b';r di' Kl"ge-'uständig' Denn die Beklagte'habe

:ilil;:Ji'.ßri.r'.n"c"ichtsstl'nd in G' nicht wirksam

;.il;. *l;;"t sich ""f 
Klau'eln' die für Geschäfte der

Streithelferin konzipiert seien' nur dann beruFen' wenn sie

ä;il;;;;t;rt,"g ""'h 
in vollmacht für die Streithelferin

;;äG; t.i, *ä"' sie nichts vorgetragen habe'

I- []brisen sei die Bezugnahme auf mehrere Klauselwerke

i, S f Zih 1.2 des Rahmenverrrags wegen Intransparenz un-

wirksam; auch trete eine Benachieiligung der Kunden ein'

;.;ü; ä.. vtt*t"aer die Möglichkeit^ offenhalte' einer

"r.iiäa-*" 
Haftung "t'te' 

Bt"'ft"'g auf die Geltung von

;iä#;;i."' l"'*?"'ng'n "''n tg'"h'n;, d ies stelle auch

einen Verstoß gegen das'Wettbewerbsrecht dar'

Im Übrisen fänden die AGB V' auf den vorliegenden .Fall

;;;;?; Är' t.t (betr' 'verträge 
über den grenzüber-

schreitende,t innereuropäischen Tiansport des Business-to-

Der Rahmenvertrag regelt in S I die Geitung-denBedin-

ilöili" it-raiait"trtt und internatio nale Beförderungn

unter Hinweis aut dle ';t*tit' zum Zeitpunkt 'ler Übernah-

;;;'il;;; "' "kt"tllttt 
Fassungen" nähertezeichneter

Alloemeiner G.r.haft'btdingu'"'gtnlSo wird 'für P' V'u auf

ät.t;ääl ;." ".r*i"t."," "fiir "lle 
sonstigen grenzü ber-

schreitenden Ti""'po"t" "''idie 'AGB Y"' In beiden Regel-

werken wird G. als ausschließlicher Gerichtsstand bezeichnet

ö.ffi ""*t-zir. 9)' In S I zitr'b3 S' I des Rahmenver-

trags heißt es:

Ausschließlicher Gerichtsstand für streitigkeiten aus diesem

V;;; ;;; aus allen einzelnen Frachwerträgen in seinem

Arr*.idrrngtbereich ist G'

Im März 202! verkaufre die Versicherungsnehmerin der

Kläeerin (im Folgende*-Vtt'i"f-ttt"ngsnehÄerin) 
i'030'I'

äffit;;ä r'iöi' gt'"t"'1"'r'oprä für Rasierapparate)
:.
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Entscheidungen straße

Business Produkts P Vn) Anwendung. Gem. Ziff.6 dieser

AGB richte sich die Haftung der Beklagten nach der CMR.

Jegliche Bestimmung eines ausschließlichen Gerichrsstands
verstoße aber gegen A:r.4I,31 CMR. Die CMR sei - an-
gesichts des zu unterstellenden Lkw-Thansports - einschlä-
gig, weil der Ausnahmetatbestand des Art. 1 Nr. 4 Buchst. a)

CMR ("für Beförderungen, die nach den Bestimmungen
internationaler Postübereinkommen durchgeftihrt werdenn)
nicht greife.

Die Beklagte könne sich nicht auf den \Teltposwertrag Is-

tanbul 2016 (im Folgenden \MPV 2016) berufen, weil er
den Pakettransport gar nicht umfasse; es gehe auch nicht
um eine Beförderung ozwischen zwei Poswerwaltungenu. Er
greife auch deshalb nicht, weil die Bekiagte den Tiansport
selbst durchgeführt habe, zumal die Sueithelferin über keine
Fahrzeuge (mehr) verfüge. Im Übrigen sei der \trPV 2016
(bereits) mit der Beschlussfassung über den neuen \Weltpost-

vertrag 2021, auch wenn diese Fassung noch nicht ratifiziert
worden sei, außer Kraft getreten.

\fegen der erstinstanzlich gestellten Anträge wird auf den
Tatbestand des angefochtenen Urteils Bezug genommen.

Die Beklagte hat die örtliche Zuständigkeit des Landgerichts
Dortmund gerügt und gemeint, angesichts des auf den hier
vorliegenden rinternationalen Postbeforderungsvertragu an-
zuwendenden Rahmenvertrags zwischen ihr und der Ab-
senderin sowie - hinsichtlich des internationalen Versandes

- der Streithelferin folge aus dessen Zrffer 8.3, dass ein aus-

schließlicher Gerichtsstand zugunsten des Sitzes der Beklag-
ten und der Streithelferin in G. vereinbart sei. Das ergebe

sich auch aus 2iff.9.4 der AGB Y. der Streithelferin.

Ohnehin sei sie, die Beklagte, nicht passivlegitimiert, denn
Verträge über die internationale Beförderung von Paketen
kämen ausschließlich mit der Streithelferin zustande. Sie, die
Beklagte, habe das Paket auch weder angenommen noch be-

ftirdert. Die Haftung bestimme sich ausschließlich nach dem
\trPV 2016, und zwar gem. dessen A:t.22 i.H.v. 40 SZR
zzgl. 4,5 SZfukg, hier zusammen 119,84 €. Eine Forderung
in dieser Höhe sei - unstreitig - ausgeglichen. Im Übrigen
ergebe sich die Funktion ihrer Streithelferin als Vertragspart-
nerin der Versicherungsnehmerin auch aus dem Aufclruck
auf dem Formular CN23 (Zolierklärung, u.a.) und dem dar-
auf (neben dem Leerfeld ftir die Unterschrift des Versenders)

befindlichenText (u.a. uAuftragnehmer: U. AGu); dieses For-
mular sei - unstreitig - seitens der Klägerin unterschrieben
worden. Auf die Frage, ob sie, die Beklagte, von der Streit-
helferin zur Einbeziehung von AGB in den Rahmenvertrag
bevollmächtigt worden sei, komme es überhaupt nicht an,

sondern auf die Frage, zwischen welchen Parteien welcher
Vertrag über die Beförderung des Pakets zustande gekommen
sei. Ohnehin existiere eine Generalvollmacht der Beklagten
für die Streithelferin. Abgesehen davon stelle jedenfalls die
(Teil)Regulierung durch die Streithelferin auch eine konklu-
dente Genehmigung des Geschäfts dar.

Im Übrigen hat sich die Beklagte gegen die geltend gemachte
Schadensersatzforderung gewandt und behauptet, das Ge-
wicht des Pakets sei bei der Streithelferin in einem Fracht-
zentrum in N. mit lediglich 13,3kg ermittelt worden. Die
Beklagte hat den Inhalt des Pakets nach Anzahl, Identität
und \fert mit Nichrwissen bestritten und auf die -Wider-

sprüchlichkeit in den Angaben der Klägerin (einerseits 1.030
Ersatzscherköpfe, andererseits lediglich 640 Ersarzscherköp-

fe) hingewiesen.

Das Landgericht hat die Kiage als unzulässig abgewiesen
und dazu (sinngemäß) ausgeführt, die Gerichtsstandsklausel
im Rahmenvertrag söi wirksam; die CMR stehe dem nicht
entgegen, weil der Tiansport unter den \X/PV 2016 falle.
Die Klägerin könne" sich nicht auf die Geltung der AGB
V berufen, weil ihre Versicherungsnehmerin kein P. V be-
auftragt habe.

Mit ihrer Berufung verfolgr die Klägerin die Verurteilung der
Beklagten und nunmehr auch der Streithelferin weiter.

Sie meint, das Urteil sei widersprüchlich. Da das Landge-
richt inzident davon ausgegangen sei, der Frachwertrag sei

mir der Beklagten zustande gekommen, könnten die AGB
Y. der Streiwerkündeten ftir die betreffende Sendung nicht
gelten. Sollte aber der Vortrag der Beklagten zuüeffen, dass

der Frachwertrag mit der Streithelferin zustande gekommen
sei, hätte das Landgericht die Klage mangels Passivlegitima-

tion der Beklagten als unbegründet abweisen müssen. Dann
aber hätte das Landgericht feststellen müssen, dass die Beklag-
te >zum Abschluss des Rahmenvertrags und des hier inter-
essierenden Frachwertrags wirksam als Vertreterin der Streit-
verkündeten gehandeltn habe. Das Landgericht habe jedoch
zu Unrecht den Vortrag der Klägerin bezüglich der fehlenden
Bevollmächtigung der Beklagten seitens der Streithelferin
nicht beachtet. Es sei auch nicht berücksichtigt worden, dass

die Beklagte ausweislich der Mitteilungen ihres ,Kundenser-
vice< vom 10. und 16.08.2021 (Anl. Kl7 und K18) selbst er-
klärt habe, oftir den streitgegenständiichen Sendungsverlustu
veranfwoftlich zu sein. Es liege insoweit ein Anerkenntnis vor.

Es sei ferner unter Beweis gestellt, dass die Beklagte das Pa-

ket selbst beftirdert habe. Bereits deshalb scheide dieAnwen-
dung des \fPV 2016 aus, da die Beklagre nicht oPoswerwal-

tung im Sinne des'Sü?V< sei.

Da in Art.31 CMR und fut.33 MÜ Gerichtsstände be-

stimmt seien, seien entgegenstehende Bestimmungen in
AGB der Bekiagten sowie der Streithelferin unwirksam.

Ohnehin hielten die Bestimmungen im Rahmenvertrag den

SS :OZ ff. BGB nicht stand, weil sie die Klägerin unange-
messen benachteiligten, insoweit sie den Zweck hätten, uauf
den streitgegenständlichen Frachwertrag die Bestimmungen
des \flPVn zur Anwendung zu bringen, ihr somit die An-
sprüche nach dem CMR bzw. dem MÜ im Fall des - hier
vorliegenden - qualifizierten Verschuldens des Frachtführers
abgeschnitten seien.

Der'ü[PV (20i6) sei ferner auch deshalb nicht anwendbar,
weil er nicht für Pakete, sondern nur für ,Brießendungenu
gelte und weil die Streichelferin das Paket nicht selbst zur
in Großbritannien zuständigen >Poswerwaltungn befordert
habe. Auch das ,Postpaketübereinkommenn greife nicht ein,
weil es nur Pakete bis 20 kg Gewicht erfasse. Ohnehin sei der
\7?V 2016 (bereits) mit der Beschlussfassung über das \7?V
2021 arßer Kraft getreten.

Das Landgericht habe auch verkannt, dass ennveder die (zwin-
genden) Bestimmungen des \ü?V oder die ,behauptetenu

AGB eingriffen; beide Regelwerke seien nicht gleichzeitig an-
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straße Entscheidungen

wendbar. Die Vorschriften des .MPV begründeten hingegen

keine von S 30 ZPO abweichende örtliche Zuständigkeit.

t...1

Die Beldagte, die ihre Zuständigkeitsrüge aufrechterhält,

verweist daraul das Landgericht habe seine Entscheidung

nicht allein auf die AGB Y. (Anl. B 1) gestützt, sondern auch

auf S 8 Zitr. 8.3 des Rahmenvertrags.

Sie verweist auf ihren erstinstanzlichen Vortrag, wonach sie

nicht passivlegitimiert sei, die Klägerin ihre Altivlegitima-
tion als alleiniger tansporwersicherer nicht nachgewiesen

habe und der Vortrag der Klägerin zum Sendungsinhalt un-
schlüssig sei.

Es bleibe auch dabei, dass im Fall der Beauftragung mit einer

internationalen Postbeförderung die Bestimmungen des

\fPV 2016 zurAnwendung kämen, der erst mitAblauf des

30.06.2022 außer Kraft getreten sei.

Selbst wenn unklar wäre, welche AGB auf den Frachtauftrag
anzuwenden sind, biiebe die Gerichtsstandvereinbarung im
Rahmenvertrag maßgeblich. Im Übrigen sei das Haftungs-

regime des 1MPV 2016 abschließend.

Die nunmehr hilfsweise gestellten Stufenklageanträge stell-

ten eine Klagehäufung mit Eventualanträgen dar, da es an

einem echten Stufenverhältnis fehle. (Auch) Sämtliche Hilß-
anträge änden im \[PV keine Grundlage.

Die Streithelferin verweigert ihre Zustimmung zur Klage-

erweiterung. Sie meint, die Klageerweiterung sei nicht sach-

dienlich, vielmehr werde ihr oeine Instanz abgeschnittenu,

zumai ein unzuständiges Gericht angerufen werde.

Im Übrigen sei auch die gegen sie erhobene Klage unzulässig,

weil der Senat örtlich unzuständig sei, wozu sie auf die - nach

ihrer Auffassung wirksamen - Klauseln zur Begründung der

ausschließlichen örtlichen Zuständigkeit,G.n verweist.

Auch die Streithelferin wendet sich hilßweise gegen die Be-

rechtigung der geltend gemachten Forderung.

\7egen der Einzelheiten des wechselseitigen Vortrags wird
aufden Inhalt der zu den Akten gereichten Schriftsätze und
den ihnen beigefiigten Anlagen Bezug genommen.

B.

Die Berufung der Klägerin bezüglich der Abweisung der

gegen die Beklagte gerichteten Klage bleibt in der Sache ohne

Erfolg; die in der Berufungsinstanz erhobene Klage gegen die

Streithelferin ist unzulässig.

I. Berufung gegenüber der Beklagten

1. Die Klage der Klägerin gegenüber der Beklagten zu 1) auf
Zahlungvon 9.851,00 € nebst Zinsen istzuiässig, jedoch un-

begründet.

a) Entgegen der AufFassung des Landgerichts Dortmund be-

steht seine örtliche Zuständigkeit für die Kage.

Da die Beklagte ihre Rüge der örtlichen Unzuständigkeit
auch in der Berufungsinstanz aufrechterhdlt, hat der Senat

die örtliche Zuständigkeit des Landgerichts Dortmund zu

prüfen.

aa) Sie ergibt sich aus S 30 Abs. 1 Satz 1 ZPO (Vahlgerichts-

stand des Ortes der Übernahme des Gutes). Die Parteien gehen

stillschweigend davon aus, dass die Versicherungsnehmerin der

Klägerin (u.a.) das betr. Paket an ihrem Sitz an den Frachtftih-

rer oder eine von diesem eingeschaltete Person übergab.

bb) Die örtliche Zuständigkeit des Landgerichts Dortmund
fehlt auch nicht infoige einer zwischen der Versicherungs-

nehmerin und der Beklagten im Rahmenvertrag getroffenen

Gerichtsstandsvereinbarung in Bezug auf G. als ausschließ-

lichem Gerichtsstand. Da für jegliche Klagen gegen die Be-

klagte aus tansporwerträgen gem. S 12 ZPO ohnehin der

Gerichtsstand G. in Frage kommt, handelt es sich um den

Ausschluss weiterer Gerichtsstände (sog. Derogation), die

unwirksam ist.

Eine Gerichtsstandsvereinbarung setzt eine wirksame ver-

tragliche Vereinbarung (Prozessvertrag) voraus, die unter

Kaufleuten - wie hier - gem. S 38 Abs' I' ZPO ausdrücklich

oder stillschweigend möglich ist und die auch in AGB ge-

troffen werden kann. Die notwendige Einbeziehung solcher

AGB richtet sich nach den allgemeinen Grundsätzen (Zöller/

Schuhzhy, ZPo, 35. Aufl., $ 38 Rn. 26) und ist hier gege-

ben, zumal die AGB des Rahmenvertrags sogar im Volltext
oberhalb der Unterschriftenfelder abgedruckt sind.

(1) Für einen Verstoß gegen S 307 Abs.2 Nr. I BGB (Un-

vereinbarkeit mit wesentlichen Grundgedanken der gesetz-

lichen Regelung) fehlt es an Anhaitspunkten; der Regelung

des S 30 ZPO, n.it der nur ein zusätzlicher Gerichtsstand

eröffnet wird, dürfie kein erhebiicher rGerechtigkeitsgehaltn

zukommen (allgemein Graf uon Wexphalen/Thüsing/Pamp,

Vertragsrecht und AGB-Klauselwerke, Vertragsrecht, Ge-

richtsstandsklauseln, Rn. 13 f.). Es ist auch nicht zu erken-

nen, dass durch die Verweisung auf verschiedene AGB in S I
Zitr. 1.2 des Rahmenvertrags ein tansparenzverlust i.S'v.

S 307 Abs. I Satz 2 BGB in Bezug auf die maßgeblichen Ge-

richtsstände eingetreten ist. Das ist schon deshalb nicht fest-

zustellen, weil die dort in Bezug genommenen AGB, soweit

sie von den Parteien erörtert werden (AGB P V. und AGB Y')

ebenfalis den (ausschließiichen) Gerichtsstand G. vorsehen.

(2) Die Unwirksamkeit ergibt sich jedoch zum einen aus

S 40 Abs. 2 Satz I Nr. 2 ZPO i.V.m. S 689 Abs. 2 ZPO
(ausschließlicher Gerichtsstand des Mahnverfahrens) sowie

mit S 802 ZPO (ausschließliche Gerichtsstände im Vollstre-

ckungsverfahren), wonach eine Gerichtsstandsvereinbarung
unzulässig ist, wenn ,für die Klage ein ausschließlicher Ge-

richtsstand begründet istn. Die Klausel würde den (gewerbli-

chen) Kunden mit'üTohnsitz außerhalb des OlG-Bezirks Q',
der ein Mahnverfahren einleiten will, an das für G. zustän-

dige Mahngericht (AG A.) verweisen, obwohl gem. $ 689

Abs. 2 Satz I ZPO der allgemeine Gerichtsstand des Antrag-
stellers ausschließlich ist.

Auch wenn S 40 Abs. 2 Satz 7 Nr. 2 ZPO nur von einem

ausschließlichen Gerichtsstand für die Klage, nicht für ein

vorgelagertes Mahnverfahren spricht, ergibt sich aus dem
Urt. des BGH v. 31.10.1984 (VIII ZR 226183, NJ\7 1985,

320, 322), dass der Verstoß gegen $ 689 Abs. 2 ZPO zur

Unwirksamkeit führt (so auch WolflLindacher/Pfeffir/Hau,
AGB-Recht, 7. Aufl., Teil 5 Rn. G148). Dass die Entschei-

dung des BGH auf die Klage eines Verbraucherschutzvereins
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wegen der Verwendung entsprechender AGB gegenüber Ver-

brauchern erging, ist dabei ohne Belang.

Die Gerichtsstandsklausel, die jegliche Streitigkeiten aus den

genannten Verträgen und mithin auch solche im Stadium

einer Zwangsvollstreckung betrifft, kann ferner mit der Re-

gelung des S 802 ZPO (Ausschließlichkeit der Gerichtsstän-

de der Zwangsvoiistreckung) kollidieren.

(3) Zum anderen verstößt die Klausel, insoweit sie mit der

örtlichen zugleich auch die sich daraus ergebende (BGH, Urt.
v. 07.1r.2012 - VIII ZR 108112, NJ\(-RR 2013, 5.309,
Rn. l1) internationale Zuständigkeit regelt, gegen Art.31
Abs. 1 CMR (Art.33 MÜ kommt nicht in Betracht, weil

ein Lascwagentransport stattgefunden hat). Mit der Klausel

wird nämlich die internationale Zuständigkeit von Gerich-

ten an dem ftir die Ablieferung vorgesehenen Ort (fut. 31

Abs. 1 Satz I Buchst. b), 2. Alt. CMR) unter Begründung

ausschließlicher deutscher internationaler Zuständigkeic ab-

bedungen (sog. Derogation). Da Art. 31 Abs. I CMR nach

der maßgeblichen englischen bzw. französischen Fassung nur
die Vereinbarung einer zusätzlichen internationale n Ztstän'
digkeit ermöglicht (, ... the plaintiff may bring an action in
any court or tribunal of a contracting country designed by

agreement berween the parties and, in addition, in the courts

or tribunals ...u (Hervorheb. d. Verf.)), ergibt sich bereits

daraus die Unwirksamkeit der Klausel (Koller, Tiansport-
recht, 11. Auf., Art. 31 CMR Rn. 5; Ebenroth/Boujong/Boe-

sche, HGB,5. Aufl., Art. 31 CMR Rn. 12; s. Senat, Urt. v.

21.12.2023 - 18 U 127123 [= tanspR 2024, 163], RdT\f
2024,5.115, Rn. 17).

6r

Der Verstoß gegen Art.31 Abs. 1 CMR entfällt nicht des-

halb, weil die CMR gem. Art. I Abs. 4 Buchst. a) nicht ofür

Beforderungen, die nach den Bestimmungen internationa-

ler Postübereinkommen durchgeführt werdenu, gilt. Denn
die Gerichtsstandsklausel des Rahmenvertrags beansprucht

unabhängig davon Geltung, ob die Befürderung unter den

Bestimmungen eines internationalen Postübereinkommens
vorgenommen wird oder nicht. Das ergibt sich bereits da-

raus, dass die Streithelferin auch internationale Paketbeför-

derungen außerhalb von Postübereinkommen vornimmt (s.

AGB V).

(4) Eine wirksame ausschließliche Zuständigkeit des für
G. zuständigen Gerichts ist auch nicht außerhalb des Rah-

menvertrags begründet worden: Unbeschadet der Frage,

ob die Beklagte überhaupt als Frachtführerin anzusehen ist

und ob es zur wirksamen Einbeziehung gekommen ist, sind

die Gerichtsstandsklauseln (jeweils) in S 9 der Klauselwer-

ke AGB P V. und AGB Y. aus den vorgenannten Gründen

ebenfalls unwirksam.

(5) Der \fPV 2016 sowie die Ergänzenden Bestimmungen
(Text \X/PV 2016 s. BGBI. II 20i9 Nr. 11, S. 530 ff.; Ergän-

zende Bestimmungen s. Anlage BGBI. II 2019 S. 4178 tr.)

enthalten keine Regelungen zur internationalen oder ört-
lichen Zuständigkeit von Gerichten. Erwaige diesbezügli-

che Regelungen in dem in Abidjan beschlossenen und zum

01.07.2022 in Kraft tretenden neuen'Weltposwertrag (zu

den Daten s. Mitteil. der Bundesnetzagentur zum UPU, vor-

gelegt von der Klägerin als Anl. Bl. II-56 f. d.A.) haben, auch

wenn er bereits ohne Ratifizierung durch die Bundesrepublik

Deutschland die Geltung des \flPV 20 l6 beendet haben soll-

te (der'ü[PV 2016 gilt gem. Art. 40 Nr. 1 ,bis zum Inlraft-
treten der Verträge des nächsten Kongressesu; in diesem Sinn

Czenaenha TianspR 2020,5.425 tr.6z9l' des \[PV 1999),

für den hier in Rede stehendenTiansport keine Bedeutung.

b) Die gegen die Beklagte gerichtete KJage ist jedoch unbe-

gründet.

aa) Der Senat ist nicht gehindert, die bislang als unzulässig

abgewiesene Klage nunmehr als unbegründet abzuweisen,

*.ll S 5zs Satz 2 ZPO (sog. Verbot der reformatio in peius)

nicht entgegensteht (BGH, L)rt. v. 21.04-1988 - VII ZR

372186, NJ\f 1988, S. 1983; Zöller/Hefler, a.a.O.' S 528

Rn. 32).

bb) Zwar steht die Aktivlegitimation der Klägerin als - gem.

dem insoweit unangriffenen Urteilstatbestand - alleinigem

Tiansporwersicherer der J. GmbH & Co. KG bereits infolge

des S 86 Abs. I WG fest. Indes fehlt es an der Passivlegiti-

mation der Beklagten.

Die Begründetheit des Anspruchs, mit dem die Klägerin eine

Entschädigung oberhalb des nach dem \[PV 2016 vorgese-

henen (und gezahlten) Betrags erstrebt,.setzt voraus' dass die

Beklagte selbst t ett."glich den Pakettransport nach England

übernommen hat und dass sie - als Frachtführerin im Rah-

men der CMR - auf Schadensersatz haftet.

Es ist nicht feststellbar, dass die Versicherungsnehmerin die

Beklagte mit dem Tlansport des Pakets mit der betreffenden

Sendungsnummer beauftragt hat.

(1) Zwar wird im Urteilstatbestand die uBeauftragungu der

Beklagten mit dem Pakettransport als unstreitig dargestellt;

der dagegen gerichtete Tatbestandsberichtigungsantrag der

Beklagten zu 1) ist mit einem Beschluss - allein des Vor-

sitzenden ohne Beteiligung der Handelsrichter - zurückge-

wie.sen worden.

Auch wenn dieser Beschluss wirksam sein sollte, ist die vor-

genannt€ Feststellung (entgegen S 314 ZPO) nicht bindend,

weil sich aus dem (weiteren) Urteilstatbestand Unklarheiten

ergeben (2.8. BGH, tJrt. v.27.04.2021 - VI ZR 166l19,

NJ\f 2021, 5.3334, Rn. 19). Der Tätbestand liefert näm-

lich zugleich Anhaltspunkte für einen Vortrag der Beklagten,

dass über die Beförderung des Pakets - als Fall ,internationa-

len Versandesu - ein Vertrag mit der Streithelferin zustande

gekommen sei (s. Urt. S. 4: ,Angesichts des ftir den streit-

gegenständlichen internationalen Postbefürderungsvertrag

anzuwendenden Rahmenvertrags zwischen der Absenderin

und der Beklagten sowie - hinsichtlich des internationalen

Versandes - der Streithelferin folge aus Ziffer 8'3, . '.u).

(2) Die Versicherungsnehmerin hat nicht die Beklag-

te, sondern die Streithelferin mit dem Transport des am

18.03.2021 übergebenen Pakets beauftragt.

(a) Bereits aus der Präambel des Rahmenvertrags ergibt sich

unmissverständlich, dass die Beklagte bei rinternationalen

Pakettransporten ... im Namen und für Rechnungu der

Streithelferin handelt. Diese Aussage wird durch Zitr. I (l.L)
der AGB P V nicht entlcäftet, auch soweit dort auf ,unter

der Marke ,P< tätige verbundene Unternehmenu als mögliche

Vertragspartner verwiesen wird. Dies ändert nichts daran,
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straße Entscheidungen

dass die Beklagte der Versicherungsnehmerin erkennbar im
internationalen Pakettransport - lediglich - als Vertreterin

der Streithelferin entgegentreten wollte bzw. will.

Die Beklagte hat ferner plausibel dargelegt, dass sich die

Versicherungsnehmerin bezüglich des tansports der hier in
Rede stehenden Sendung für das Produkt ,Y.n und damit für
eine Beauftragung der Streithelferin als Frachtftihrerin ent-

schieden hat. Das ergibt sich überdies eindeutig aus der Ver-

wendung des Formulars ,Customs Declaration CN23n und

den Hinweisen neben dem Unterschriftsfeld.

(b) Hingegen lässt sich dem Vortrag der Klägerin nicht ent-

nehmen, dass die Versicherungsnehmerin - erkennbar - die

Beklagte seibst mit dem liansport des Pakets beauftragen

wollte. Der Verweis auf die von der Versicherungsnehmerin
übersandten Daten gem. derAnl. K4 ftihrt nicht weiter, denn

es ist nicht erkennbar, dass sich daraus eine Beauftragung der

Beklagten als Frachtführer ergibt. Ebenso wenig lässt sich

aus der Schadensmeldung der Versicherungsnehmerin an die

Klägerin vom 10.09.2021 (Anl. K9) entnehmen, dass die

Beklagte mit dem Tlansport beauftragt worden sei (die Mit-
teilung, der ,Tiansportdienstleister P.n lehne Ansprüche ab,

iässt einen Rückschluss darauf, die Versicherungsnehmerin
habe die Beklagte als Frachtftihrerin angesehen, nicht zu, ab-

gesehen davon, dass die osichtn der Versicherungsnehmerin
ohnehin nicht genügt, ihre Vertragspartnerin zu bestimmen) '

Soweit die Klägerin in ihren Schriftsätzen vom 18. und

28.1L.2024 unter Benennung mehrerer Zeugen ihrer Versi-

cherungsnehmerin darauf verweist, letztere habe die (datenJ

technische Ausstattung (Datenübertragung, Soffware zum

Ausdruck von Frachtpapieren, Etiketten) von der Beklagten

erhalten, lässt sich damit - die fuchtigkeit des Vortrags unter-

stellt - die Beauftragung der Beklagten als Frachtführerin mit
dem hier in Rede stehenden Pakettransport ebenfalls nicht
begründen, weshalb es auch der Vernehmung der Zetgen
nicht bedarf. Es handelt sich hierbei um Dienstleistungen

der Beklagten, derer sich die Streithelferin bedienen konnte,

ohne deshalb ihre - der Versicherungsnehmerin der Kläge-

rin erkennbare - Rolle als Frachtführerin für internationale

Tiansporte aufzugeben. Dass es über die installierten tech-

nischen Abläufe hinaus zu weiteren Handlungen oder Er-

klärungen der Beklagten im Rahmen der Versandabwicklung

gekommen ist, die bei der Versicherungsnehmerin - trotz der

eindeutigen Regelungen in S 1 Ziff. 1.2 des Rahmenvertrags

und im Formular CN 23 - den Eindruck entstehen ließen,

die Beklagte übernehme als Frachtftihrerin auch die Paket-

transporte ins Ausland, trägt die Klägerin nicht vor.

(c) Die von der Klägerin vorgelegten und mehrfach in Be-

zug genommenen Mitteilungen der Beklagten (,Kundenser-

viceu) vom 10. bzw. 16.08.2021 (Anl. K17 und K18) be-

treffen eine Sendung mit der (Zollanmeldung) Nr. N03 vom

27 .04.2021und mithin ein anderes Paket. Die Einschaltung

der Beklagten in diesem Zusammenhang besagt im Übrigen

nichts für die Frage, ob sie auch die Beforderung von Pake-

ten ins Ausland übernimmt. Ferner ist die Formulierung im
Schreiben der Beklagten vom 16.08.2021 ("Um Ihnen den

Schaden zu ersetzen, benötigen wir . . . u) nicht als Anerkennt-
nis der Beklagten (selbst) anzusehen, erst recht nicht bezüg-

lich eines nach den Regeln der CMR bemessenen Schadens-

efsatzes.

(d) Die Frage, ob und inwieweit die Beklagte in tatsäch-

licher Hinsicht mit der Beförderung des Pakets befasst war'

ist für die Frage, wer gegenüber der Versicherungsnehme-
rin der Klägerin als Frachtführer zu gelten hat, unerheblich.

Denn die Beklagte kann von der Streithelferin als Unter-
frachtführerin (ggf. ftir bestimmte Teilstrecken) eingesetzt

worden sein.

(3) Soweit die Klägerin die Vertretungsmacht der Beklagten

zur Verpflichtung der Streithelferin als Frachtführerin für das

bezeichnete Paket in Abrede stellt, iässt sich auch damit nicht
die Frachtführerhaftung der Beklagten begründen.

Selbst wenn die Beklagte mit dem Abschluss des Rahmenver-

trags bzw. beim Abschluss des konkreten Tiansporwertrags als

Vertreterin ohne Vertretungsmacht agiert haben sollte, wäre

von einer Genehmigung (S 177Abs. I BGB) seitens der Streit-

helferin auszugehen, und zwar bereits durch die - unstreitig

- von ihr vorgenommene Inrechnungstellung der Fracht ftir
das Paket, ferner durch die Mitteilung der Streithelferin (bzw.

ihrem rservice Niederlassung Schadenmanagementn) vom

18.11.2021, in der sie avisiert, die Regulierung des Schadens

(im Umfang der von ihr als geschuldet angesehenen 250,00 €)

selbst vorzunehmen (von der Klägerin vorgelegt als Anl. K12

zur Klageschrift), sowie schließlich durch die auch namens

der Streithelferin erfolgte Klageerwiderung. Dass die Klägerin

die Streithelferin zuvor erfolglos zur Genehmigung des Tians-

portauftrags aufgefordert hätte und dass nach Ablaufvon zwei
-Wochen die Genehmigung als verweigert gelte ($ 177 Abs.2

Satz 2 BGB), ist weder vorgetragen noch ersichtlich'

2. hiifsweise Stufenklage aufAuskunft betr. den Unterfracht-
führer, eidesstattliche Versicherung und Abtretung von Scha-

densersatzansprüchen der Beklagten gegen den Unterfracht-
führer

Die Zulässigkeit der (hilßweisen) Kiageerweiterung schei-

rert aus den genannten Gründen nicht an der örtlichen Zu-
ständigkeit des Landgerichts Dortmund bzw. des Senats; sie

dürfte auch sachdienlich (S 533 Nr. 1 ZPO) sein.

Doch fehlt es wiederum an der Passivlegitimation der Be-

klagten.

3. hilßweise Zurückverweisung an das Landgericht Dortmund

Eine Zurückverweisung gem' S 538 Abs' 2 Satz I Nr' 3 ZPo
kommt nicht in Betracht.

Zwar Iiegr der zur Aufhebung und Zurückverweisung er-

forderliche Antrag der Klägerin - hier jedenfalls hilßweise

gestellt - vor.

Doch fehlt es daran, dass eine ,weitere Verhandlungn der Sa-

che nerforderlichn ist. Denn die Klage gegenüber der Beklag-

ten ist mangels Passivlegitimation ohne weitere Aufldärung
und Verhandlung als unbegründet abzuweisen.

4. Hilßantrag auf Verweisung an das Landgericht G.

Auch der Hilfsantrag der Klägerin auf Verweisung an das

Landgericht G. hat keinen Erfolg.

Zwar ist ein - auch hilßweise - erstmals in der Berufungsin-

stanz gestellter Verweisungsantrag beachtlich (BGH, Urt. v.

09.07.20t4 - VIII ZR 376113, NJ\7 2014, S. 2865, Rn. 52;

BeckOK ZPOlVorwerk/WolflBacher, S 281 Rn. 12).
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Doch hat die Klägerin mit der Anrufung des örtlich (gem'

S 30 Abs. I Satz i ZPO) zuständigen Landgerichts Dort-

mund von ihrer Gerichtsstandswahl (S 35 ZPO) wirksam

und endgüldg Gebrauch gemacht. Eine fehlerfrei getroffe-

ne \Wahl"ist Jnwiderruflich r.tnd bind.nd (BGH, Beschl' v'

19.0r.t993 - X ARZ 845192, NJ\r 1993, S. 1273 für die

Ausübung der \fahl bereits im Mahnbescheidsantrag; Bay-

ObLG, B"eschl' v.20.07.2023 - 101 AR 150123e, BeckRS

2023, 177 67, Rn. 37; OLG Hamm, Beschl' v' 22'12'2012 -
32 SA 84lll, BeckRS 2012, 5566; Zöller/Schuhzk\, a'a'O',

S 35 Rn. 3; Musielah/Heinrich,ZPO,2l' Auf', S 35 Rn' 3)'

II. Klage gegen die Streithelferin

Die in der Berufungsinstanz gegen die Streithelferin erhobe-

ne Klage ist unzulässig.

1. Antrag auf Zahlungvon 9.851,00 € nebst Zinsen

Der Antrag ist unzulässig.

Die zweirinstanzliche Klageerweiterung auf die Streithelferin

ist wie eine Klageänderung i'S'd' S 533 zPo zu behandein

(2.8. Musielak/Ball, a'a'o', S 533 Rn' 6)'

a) Ihre Zulässigkeit setzt zunächst voraus' dass der 'neueu
Beklagte .r,r*J.t zustimmt oder seine Zustimmung miss-

bräucf,fich verweigert (BGH, Urt. v. 18'03'1997 - XI ZR

34196, NJ\ü D;7, s.2885; Zöller/Greger, a'a'o', 5263

Rn. 19). Missbräuchlichkeit ist anzunehmen, wenn nach

Verlaufund Ergebnis des ersten Rechtszuges dem Neubeklag-

ten daraus, d"i-t di. Klage gegen ihn erst in der Berufungs-

instanz erhoben *ord.tt-itt, eisichdich keinerlei prozessuale

Nachteile entstehen können (BGH, Urt' v' 04'10'1985 -V
zR 1361 84, NJ\r-RR 1986, 356).

aa) Solche prozessualen Nachteile ließen sich ausschiießen'

*..r.r f.rrrriinde, dass die Klage gegen die Streithelferin be-

reits aufgrund örtlicher Unzuständigkeit des Senats unzuläs-

sig wäref Denn mit einer Abweisung der gegen die Streithei-

feiin gerichteten Klage als unzulässig wären keine - erkenn-

b"r.ri- prozessualen Nachteile für sie verbunden'

Doch ist aus den unter Ziff.L genannten Gründen von der Un-

wirlaamkeit der hier in Betracht kommenden Gerichtsstands-

vereinbarungen (im Rahmenverüag' soweit er jedenfalls auf-

grrlnd eir,.r"Genehmigung der Streithelfelil:t* ftir sie Gel-

i'.r.,g h"t, sowie in d."ÄCn V und in den AGB Y') auszugehen'

bb) Damit ist im Rahmen der auf die Streithelferin erwei-

,.rt.n Kl"g. über die Anwendbarkeit des \flPV 2016 bzw'

der CMR iowie - im letzteren Fall - darüber zu entscheiden'

ob und in welchem Umfang die Streiwerkündete haftet' In

diesem Zusammenha.tg koÄmt es auch darauf an' ob der

Vortrag der Klägerin zu"einem Sendungsverlust bezüglich des

am tS".O3.ZOZiübergebenen Pakets überhaupt schlüssig ist

und ob diesbezüglich"Hinweise des Gerichts zu geben sind'

Eine solchermaßen erstmals in der Berufungsinstanz erfol-

gende Sachverhaltsaufldärung bzw -feststellung kann mit

iror.rrr.r"l.t Nachteilen für die Parteien verbunden sein'

ieshalb eine Ablehnung der Klageerweiterung durch die

Streithelferin nicht als missbräuchlich erscheint'

Entscheidun h Straße

Dem lässt sich nicht entgegenhalten, dass die Streithelferin

bereits erstinstanzlich mit dem Sachverhalt vertraut gewe-

sen sei und die Führung des Rechtsstreits (erster Instanz)

maßgeblich beeinflus-st habe (zu diesen Kriterien BGH'

".".d. 
,r.rr., Zitr.2.6).'Lerzteres lässt sich ohnehin nicht fest-

stellen; im Übrigen wärezttberücksichtigen, dass es in erster

Instanz primär im die Frage der Passivlegitimation der Be-

klagten ging.

b) Überdies fehlt es an den Voraussetzungen des S 533 Nr' 2

lPO,*on .hdie Zulässigkeit der Klageänderung - bzw' der

gleich zu beurteilenden Pirteierweiterung - voraussetzt' dass

iie,"ufTatsachen gestützt werden kann' die das Berufungs-

sericht seiner Verhändlung oder Entscheidung über die Be-

iufung ohnehin nach S s1s zpo zugrunde zu.legen hatn'

Denri.in. - hier im Fall örtlicher Zuständigkeit ^t erwat-

tende - Sachentscheidung über die Klage gegen die Streit-

helferin kann etwa lm Hinblick auf die Frage der tatbestand-

lichen Voraussetzungen der Anwendbarkeit des \fPV 2016

oder der Frage, ob bezüglich des am 18'03'2027 .zum 
Tians-

port übergÄ.n.n PakJt, überhaupt ein S^endungsverlust

lchltssig ärg.l.gt worden ist, eine weitere Sachaufldärung

erforderlich machen.

2. hilfsweise StuFenklage

Auch bezüglich der gegen die Streithelferin hilfsweise geltend

g.-".ht.n"St,rf.tkläg". fehlt es an der Zulässigkeit' weil die

V.r*.ig.rrrng der Zustimmung durch die Streitheiferin aus

d.t soä.. g"enannten Gründen (Z\tr' il' 1') nicht als miss-

bräuchlich "rrrrlr"h.t 
ist und ebenfalls 5 533 Nr' 2 ZPO

entgegensteht.

3. hilfsweise Zurückverweisung an das Landgericht Dort-

mund

Eine (Aufhebung und) Zurückverweisung andas Landgericht

Dortmund bezti'glich der gegen die Streithelferin gerichteten

Klage kommt r.Äo.t d.thJb nicht in Betracht, weil gar keine

Enücheidung des Landgerichts vorliegt, die sie bemifit'

4. hilfsweise Verweisung an das Landgericht C'

Für eine Verweisung an das Landgericht G' besteht kein An-

lass. Die örtliche Ziständigkeit des Landgerichts Dortmund

bzw. - für die Klageerweiterung auf die Streithelferin in der

Berufungsinstanz - des Oberlandesgerichts Hamm ist aus

d.n g..tännt.n Gründen gegeben; auch insoweit hätte die

Kläg;in die Gerichtswahl-mit dem Eintritt der Rechtshän-

gigü.lt des (ersten) Sachantrags gegenüber der Streithelferin

endgüldg ausgeübt (s.o.).

c.

Die Kostenentscheidung folgt aus S 97 Abs' I zPo; die Ent-

scheidung über die ltoila,tfig. Vollstreckbarkeit ergibt sich

aus SS 708 Nr. 10, 7ll ZPO'

Die Voraussetzungen für eine Zulassung der Revision liegen

nicht vor. Die Sache hat im gegenwärtigen Vörfahrenssta-

dium keine grundsätzliche Bediutung; es existiert auch kein

Bedürfnis dlr Fortbildung des Rechts oder der Sicherung

einer einheitlichen Rechtsprechung'
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